
Angesichts der hervorragenden
Quartalsbilanz des Kaliunternehmen
K+S unterstrich MdL Tilo Kummer die
Forderung der LINKEN nach einer
spürbaren Reduzierung der umwelt-
schädlichen Kali-Abprodukte. Dabei
müssten alternative Produktions-,
Aufbereitungs- und Entsorgungsver-
fahren stärker in den Mittelpunkt ge-
rückt werden, so auch das Ergebnis-
se einer von der Fraktion in Auftrag
gegebenen Studie. Allerdings deute
„wenig darauf hin, dass der Konzern
tatsächlich gewillt ist, sein Handeln
nicht nur auf Höchstgewinne an der
Börse, sondern auch auf den Schutz
der Umwelt zu richten“, wenngleich
der Druck wachse durch das Ver-
tragsverletzungsverfahren der EU-
Kommission gegenüber dem Bund.

Mit Blick auf die Studie des Krimi-
nologischen Forschungsinstituts Nie-
dersachsen zu Gewalterfahrungen
(Viktimisierungserfahrungen) im
Strafvollzug, die auch Befragungen
von Gefangenen in Thüringer Justiz-
vollzugsanstalten enthält, forderte
MdL Sabine Berninger ein wirksames
Gewaltpräventionskonzept. Die LIN-
KE wird im Justizausschuss die Stu-
die thematisieren und eine Anhörung
von Sachverständigen verlangen. Ge-
walt bzw. aggressives Verhalten ist
leider kein neues Thema für den Thü-
ringer Justizvollzug, schon im Jahr
2007 rügte eine Kommission des Eu-
roparates zur Verhütung von erniedri-
gender Strafe Probleme in der Ju-
gendstrafanstalt Ichtershausen bzw.
in deren Zweigstelle Weimar.

Die Linksfraktion hatte als erste
Landtagsfraktion in Thüringen ihr
Konzept für eine umfassende Funk-
tional-, Verwaltungs- und Gebietsre-
form ausgearbeitet und veröffent-
licht. Unter dem Titel „Moderne Ver-
waltung“ liegt eine Broschüre vor
(auch als PDF-Datei im Internet ab-
rufbar), die über unsere Vorstellun-
gen informiert. 

Die Landesregierung und die sie tra-
genden Parteien CDU und SPD sind je-
doch bei diesem existenziellen Zu-
kunftsthema zutiefst zerstritten, verzö-
gern und blockieren in unverantwortli-
cher Weise alle notwendigen Schritte.
Damit wird die Zukunftsfähigkeit Thü-
ringens leichtfertig aufs Spiel gesetzt.
In der Öffentlichkeit sorgt diese Ver-
weigerungshaltung zu Recht für Kritik. 

Nun hat die CDU endlich reagiert,
doch ihr „Diskussionsbeitrag zur Opti-
mierung der Landesverwaltung in Thü-
ringen“ erschöpft sich im untauglichen
Vorschlag der Stärkung des Landes-
verwaltungsamtes – einer höchst über-
flüssigen Behörde! Zuletzt hat eine
Stellungnahme des Präsidenten des
Landesrechnungshofes für Aufsehen
gesorgt und die Diskussion belebt. 

Die Fraktion DIE LINKE ruft erneut
dazu auf, ihre Vorschläge zu prüfen
und zu debattieren. Dazu haben wir auf
unserer Homepage eine Sonderseite
eingerichtet. Bitte schauen Sie sich un-
ser Konzept an, fragen Sie bei Bedarf
nach, äußern Sie Ihre Vorschläge, Hin-
weise und Kritik. Wir freuen uns auf Ih-
re Beiträge! Hier der Link zur Seite
über den QR-Code.

Nach dem Grundsatz 
der Zweistufigkeit 

Im Internet-Forum der CDU-Land-
tagsfraktion zur Verwaltungsreform
Thüringen hatte sich der Fraktions-
vorsitzende Bodo Ramelow am 21.

Die vom DGB bzw. den Gewerk-
schaften vorgelegten Eckpunkte
für eine Reform des öffentlichen
Dienstrechts in Thüringen sollten
von Landesregierung und Landtag
sehr zeitnah für eine umfassende
Dienstrechtsreform genutzt wer-
den“, forderte MdL Martina Ren-
ner. Beim Dienstrecht und der Ge-
staltung des Arbeitsalltags für Be-
schäftigte im öffentlichen Dienst
wie auch bei der Verwaltungsre-
form in Thüringen habe die LINKE
immer betont, dies müsse auf glei-
cher Augenhöhe mit den Beschäf-
tigten geschehen und nicht autori-
tär über deren Köpfe hinweg. „In-
sofern finden wir uns in der Ge-
werkschaftsforderung ,Verhandeln
statt Verordnen’ voll und ganz wie-
der“, so Innenpolitikerin.

„Die Gewerkschaftsvorschläge
bieten ein fundiertes Konzept, um
dringende Problemfelder anzuge-
hen, wie wachsende Arbeitsver-
dichtung, Berücksichtigung tat-
sächlicher Arbeitserfahrung und
Fachkompetenz bei Besoldung und
Beförderung oder der Beförde-
rungsstau. Vieles müsste dringend
langfristig angegangen werden,
wie der Umgang mit „Pensionswel-
len“ z.B. im Bereich der Schulen.
„Es darf nicht sein, dass Stellen-
kürzungen aus rein fiskalischen
Aspekten zu einer Verschlechte-
rung der staatlichen Dienstleistun-
gen führen, ob im Bildungsbereich,
bei Polizei und Feuerwehr oder in
der Justiz“, betonte Martina Ren-
ner, die auch eine Überwindung
der Zersplitterung des öffentlichen
Dienstrechts zwischen Beamten
und Beschäftigten forderte. 

Aufruf der Linksfraktion: Diskutieren Sie mit uns das Zukunftsthema Gebietsreform!

Landtagssitzungen:
Nach der parlamentarischen

Sommerpause tritt der Landtag
planmäßig wieder vom 19. bis 21.
September in Erfurt zusammen.

Wohnungspolitische Tagung:
Am 15. September findet bereits

die 5. Wohnungspolitische Jahres-
tagung der Landtagsfraktion der
LINKEN in Zusammenarbeit mit
dem KOPOFOR statt. Nach den
Schwerpunkten soziales Wohnen
in Jena und Wohnen im Alter in Ge-
ra geht es 2012 in Sömmerda um
das Thema energetische Sanie-
rung und bezahlbares Wohnen. Die
Tagung findet von 10 bis 16 Uhr im
Bürgerzentrum „Bertha von Sutt-
ner“, Straße der Einheit 27, statt.

Weitere Informationen zur Arbeit
der Linksfraktion im Thüringer
Landtag: www.die-linke-thl.de.

„Die Zeit für die Ausschreibung der
vier vakanten Schwangerschaftsbe-
ratungsstellen in Sonneberg, Eisen-
ach, Bad Salzungen und Schmalkal-
den verrinnt“, kritisiert MdL Karola
Stange die Tatenlosigkeit des Sozial-
ministeriums. Notwendig sei eine
Richtlinien-Novellierung. Anstatt die
Träger einzubinden und den realen
Finanzierungsbedarf zu berücksichti-
gen, liege bislang nicht einmal ein
Entwurf vor. Deshalb hat die Links-
fraktion die Überarbeitung der Richt-
linie für die Septembersitzung des
Gleichstellungsausschusses bean-
tragt. „Wir brauchen eine neue Richt-
linie, die Personal- und Sachkosten
so abdeckt, dass die Beratungsstel-
len kostendeckend arbeiten können“,
fordert die Abgeordnete.
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WICHTIGE TERMINE

Beratungsstellen Kali-Bilanz Gewaltprävention

Dienstrechtsreform

August ausführlich geäußert. In sei-
nem Beitrag heißt es u.a.:

Alle Fraktionen im Thüringer Land-
tag, so auch die CDU, haben erkannt,
dass der gegenwärtige Verwaltungs-
aufbau in Thüringen reformiert werden
muss. Das Diskussionsangebot der
CDU-Landtagsfraktion ist insofern als
ein ernst zu nehmender Beitrag für die
Debatte zu bewerten. Bei genauerer
Betrachtung zeigt sich jedoch, dass die
Vorstellungen der CDU für eine künfti-
ge Verwaltungsstruktur in Thüringen
nur in einzelnen Bereichen Verände-
rungen zum jetzigen Zustand vorse-
hen. 

Insofern ist schon die Bezeichnung
„Reform“ für das Diskussionsangebot
der CDU-Landtagsfraktion sehr gewagt
und mutig. Letztlich will die CDU am
jetzigen dreistufigen Verwaltungsauf-

der Mittelbehörden stößt bei Landes-
politikern, den kommunalen Akteuren
und den Bürgerinnen und Bürgern auf
Kritik. Zu Recht werden die Mittelbe-
hörden als demokratiereduzierter
Raum bezeichnet. Weder der Landtag
noch die kommunalen Vertretungskör-
perschaften und erst recht nicht die
Bürgerinnen und Bürger haben Einfluss
auf das Handeln dieser Mittelbehörden
und deshalb gehören diese Behörden
auf den Prüfstand. Untersuchungen
haben ergeben, dass der dreistufige
Verwaltungsaufbau auch aus Kosten-
sicht nicht optimal ist. Knapp der 20
Prozent der allgemeinen Verwaltungs-
kosten haben ihre Ursache in dieser
Dreistufigkeit.

Um tatsächliche Bürgernähe zu si-
chern und zudem die Kommunen zu
stärken, müssen nach Überzeugung
der LINKEN die Aufgaben der Mittelbe-
hörden im Wesentlichen kommunali-
siert werden. Eine Privatisierung, so
wie sie im CDU-Diskussionspapier be-
nannt wird, lehnt DIE LINKE ab. Alle
bisherigen Privatisierungsprojekte, wie
z. B. der Maßregelvollzug oder das Ver-
messungswesen, haben nicht zu der
erwarteten Kostenreduzierung geführt.
Vielmehr sind in diesen privatisierten
Bereichen die Kosten nahezu explo-
diert.

Das Hauptziel der CDU-Überlegun-
gen besteht darin, Personal abzubauen
und bisherige Leistungen von Behör-
den entweder zu kürzen oder ganz zu
streichen. DIE LINKE hingegen will die
Leistungsfähigkeit der Behörden erhö-
hen. Dies führt in der Folge zu einer an-
deren Einnahme- und Ausgabestruktur.
Die Dienstleistungsfunktion des Lan-
des und der Kommunen für die Bürge-
rinnen und Bürger wird dadurch nicht
nur erhalten, sondern ausgebaut. DIE
LINKE setzt nicht nur auf Ausgaberedu-
zierungen, sondern nimmt auch die Er-
höhung der Einnahmen in den Blick ih-
rer Überlegungen.

Um tatsächliche 
Bürgernähe zu sichern

bau in Thüringen festhalten. Sie will
das Thüringer Landesverwaltungsamt
als zentrale Mittelbehörde weiter stär-
ken und nur in einzelnen Sonderbehör-
den Veränderungen vornehmen. Dem
eigenen Anspruch, eine moderne und
bürgernahe Verwaltung zu schaffen,
wird das CDU-Diskussionsangebot,
wenn überhaupt, dann nur in Ansätzen,
gerecht.

Der dreistufige Verwaltungsaufbau
hat sich als nicht mehr zeitgemäß her-
ausgestellt. Insbesondere das Agieren


